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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Die sechs grössten Parteien der Schweiz verzeichneten 2020 und 2021 nach eigenen
Angaben fast durchwegs einen deutlichen Mitgliederzuwachs, wie die Aargauer Zeitung
im Januar 2022 berichtete. Die Zahlen sind zwar zu relativieren, weil nicht alle Parteien
ein zentrales Mitgliederregister führen und die Parteien zudem unterschiedliche
Kriterien dafür verwenden, ab wann sie jemanden als Parteimitglied zählen. Die
Aargauer Zeitung und der von ihr befragte Politanalyst Mark Balsiger hielten einen
Zuwachs indessen für plausibel. Als Erklärungsfaktoren nannten sie, dass in dem
Zeitraum viele Bürgerinnen und Bürger durch die stark alltagsrelevante Covid-19-
Pandemie, aber auch durch die intensivierte Diskussion um den Klimawandel und durch
aussergewöhlich intensive Abstimmungskämpfe etwa zur
Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und zu den beiden Covid-19-
Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 politisiert worden seien. Diese
Politisierung sei noch verstärkt worden durch einen stark erhöhten Medienkonsum
vieler Leute in den ersten anderthalb Jahren der Pandemie und zeige sich nebst den
vermehrten Parteieintritten auch an den aussergewöhnlich hohen Beteiligungsraten bei
den Volksabstimmungen seit Pandemiebeginn.
In absoluten Zahlen den stärksten Zuwachs meldete Die Mitte. Seit der Fusion von CVP
und BDP (zuletzt 82'000 bzw. 4'000 Mitglieder) im Januar 2021 sei die Mitgliederzahl
um 5'500 auf 91'500 gestiegen. Die Partei führte dies auch auf ihr Rebranding mit dem
neuen Parteinamen zurück.
Einen nicht genauer bezifferten Nettozuwachs «im vierstelligen Bereich» meldete die
SVP, deren Mitgliederzahl gemäss einer nicht datierten Angabe auf der Parteiwebsite
80'000 betrug. In jüngerer Vergangenheit sei die Mitgliederzahl nur nach der Annahme
der Masseneinwanderungsinitiative 2014 und nach der Nichtwiederwahl ihres
Bundesrats Christoph Blocher 2007 noch stärker gestiegen. Der massnahmenkritische
Kurs der Partei in der Coronapolitik führte gemäss ihren eigenen Angaben zwar zu
Austritten älterer bisheriger Mitglieder, diese seien aber mehr als kompensiert worden
durch jüngere Neumitglieder, die sich gerade von diesem Kurs angesprochen gefühlt
hätten.
Die SP meldete 32'814 Mitglieder, was rund 1'400 Personen mehr seien als zwei Jahre
zuvor. Es gebe aber schon seit 2015 einen kontinuierlichen Zuwachs. Ein Teil der
Neumitglieder sei wegen der Coronapolitik zur SP gestossen, die Hauptgründe waren
gemäss einer Neumitgliederbefragung aber Gespräche mit Bekannten, die bereits
Parteimitglieder waren, und Ereignisse im Zusammenhang mit einzelnen Abstimmungen
oder Wahlen.
Gar den grössten «Mitgliederboom» ihrer Parteigeschichte erlebten gemäss
Parteipräsident Balthasar Glättli die Grünen: Die Mitgliederzahl sei in zwei Jahren um
2'300 auf 12'967 gestiegen, was wohl auf die Themenführerschaft der Grünen in der
Klimapolitik zurückzuführen sei.
Am sechstmeisten Mitglieder hatte die GLP, die 6'800 Mitglieder meldete, was 1'700
mehr seien als zwei Jahre zuvor. Der starke Anstieg habe schon nach den für die GLP
äusserst erfolgreichen Nationalratswahlen 2019 begonnen.
Keine Informationen zur aktuellen Mitgliederentwicklung hatte die FDP Schweiz. Man
nehme aber «keine namhaften Schwankungen» wahr. Im Jahr 2019 hatte die Partei ihre
Mitgliederzahl mit 120'000 beziffert.
Vergleicht man die gemeldeten Zahlen mit jenen aus dem Jahr 2013, so sind die Mitte
und die SVP seither per Saldo geschrumpft, bei der FDP blieb die Mitgliederzahl stabil.
Demgegenüber konnten die SP, die Grünen und die GLP ihre Mitgliederbasis seit 2013
verbreitern. 1
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Linke und ökologische Parteien

Im Frühjahr 2022 mussten die Walliser Grünen innert weniger Monate die
Parteiaustritte des Grossrats Frédéric Carron und dreier Grossrats-Suppleantinnen
hinnehmen. Stein des Anstosses waren unterschiedliche Positionen zum Umgang mit
der Covid-19-Pandemie. Während die Partei die Massnahmen des Bundes und des
Kantons zur Eindämmung der Pandemie mehrheitlich befürwortete, lehnten die drei
Dissidentinnen und Carron diese ab. Letzterer war auch Mitunterzeichner einer Motion
im Walliser Parlament, die einen Entschädigungsfonds für Personen forderte, welche an
Nebenwirkungen der Covid-19-Impfung litten. Die Partei warf ihrem Grossrat daraufhin
vor, falsche Zahlen und Fakten zu verbreiten. Nach einer mehrere Monate dauernden
Mediation kam es schliesslich zur Trennung. Gemäss den Darstellungen in der Presse
hatte letztlich die Partei auf diesen Schritt gedrängt, während sich die Abweichlerinnen
und Abweichler einen Verbleib in der Partei hätten vorstellen können, solange sie an
ihren öffentlichen Positionsbezügen zur Pandemiepolitik hätten festhalten können.
Während zwei der Ausgetretenen auch als Suppleantinnen zurücktraten, hielten Carron
und eine Suppleantin an ihren Ämtern fest und traten im Grossen Rat fortan als
Fraktionslose auf. Ein Jahr nach ihrem Austritt bei den Grünen verhandelten sie über
einen Anschluss als Parteilose an die SVP-Fraktion, der letztlich aber nicht zustande
kam. Die beiden hatten eine Umbenennung der Fraktion beispielsweise in «SVP und
Unabhängige» gefordert, sodass sie im Namen der Fraktion als separate Entität
erkennbar würden. Die SVP-Fraktion wollte diese Bedingung jedoch nicht erfüllen,
obwohl sie mit den beiden neuen Mitgliedern Anspruch auf zwei zusätzliche
Kommissionssitze hätte erheben können. 2
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Konservative und Rechte Parteien

Die SVP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Für die SVP stand das Jahr 2023 wie auch für die übrigen Parteien stark im Zeichen der
National- und Ständeratswahlen. So lancierte sie zu Jahresbeginn ihren Wahlkampf mit
einem neuen Parteiprogramm, das sich unter anderem in einem eigenen Kapitel gegen
«Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Lauf des Wahlkampfs rückte die
Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer klassischen
Kernthemen ins Zentrum; dabei wurde ihre Kampagne von der Eidgenössischen
Kommission gegen Rassismus EKR als «fremdenfeindlich und hetzerisch» taxiert,
worauf die Partei von Zensur sprach. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong, mit dem sie womöglich Urheberrechte verletzte, und
ein aufwändig inszenierter Wahlkampfanlass viel Aufmerksamkeit.

Bei den Nationalratswahlen trug der intensive Wahlkampf für die Partei reiche Früchte,
indem sie sowohl beim Wählendenanteil als auch bei der Sitzzahl markant zulegte und
das drittbeste Resultat ihrer Geschichte erzielte. Im Ständerat musste die SVP hingegen
Verluste hinnehmen und wurde nur viertstärkste Partei. Dass sich die SVP als Polpartei
bei Majorzwahlen immer wieder schwertut, hatte sich auch bei den Baselbieter Wahlen
gezeigt, wo sie ihren einzigen Sitz in der Kantonsregierung an die Kleinpartei EVP
verlor.

Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der bisherigen
Sitzverteilung aus, erhob jedoch Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter
Thurnherr und legte dafür ein Zweierticket vor. In der Bundesversammlung machte
jedoch der GLP-Kandidat und bisherige Vizekanzler Viktor Rossi das Rennen. Die SVP
muss somit weiter auf ihre erste Bundeskanzlerin oder ihren ersten Bundeskanzler
warten.

Im Übrigen zeigte sich die SVP auch in diesem Jahr aktiv bei der Nutzung der
Volksrechte. So lancierte sie – passend zu ihren Wahlkampfthemen – die
«Nachhaltigkeitsinitiative», die mit Massnahmen im Asyl- und Migrationsbereich das
Bevölkerungswachstum bremsen soll. Zu Beginn des Jahres hatte die Partei zudem das
Referendum gegen das Klimagesetz zustande gebracht – und dabei intern für böses Blut
gesorgt, weil nach einem harzigen Start zur Unterschriftensammlung ein Strafgeld für
Fraktionsmitglieder beschlossen wurde, die nicht mindestens 150 Unterschriften
beisteuerten. An der Urne drang die SVP mit ihrem Widerstand gegen das Gesetz
schliesslich nicht durch, ebensowenig wie mit ihrer Nein-Parole zur fünften Revision
des Covid-19-Gesetzes.
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Verschiedentlich wurde in den Medien diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen
Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu boten unter anderem die in zwei Kantonen
eingegangenen Listenverbindungen mit Mass-voll und das Bekanntwerden von
Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur Jungen Tat.

Für einige Schlagzeilen sorgten im Herbst Vorwürfe an SVP-Präsident Marco Chiesa,
wonach dieser bei der Führung seiner Tessiner Treuhandfirma über ein Jahr lang gegen
Vorgaben des kantonalen Gesetzes verstossen habe. Chiesa wies die Vorwürfe zurück.

1) AZ, 21.1.22
2) NF, 23.12.21, 22.2., 17.5.22, 28.3., 25.4.23
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